
 
 
 
 
 
 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher 

Oliver Junker 

61118 Bad Vilbel 

           08.12.2025 

Sehr geehrter Herr Junker, 

wir bitten Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der kommenden 
Stadtverordnetenversammlung zu setzen: 

Antrag der Fraktionen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP (TOP 23):  Abreißzettel 
„Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen“ in Toiletten in öffentlichen Einrichtungen 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen, 

1. in welchen öffentlichen Einrichtungen bislang kein Informationsmaterial zum Hilfetelefon 
„Gewalt gegen Frauen“ vorhanden ist, 

2. ob und unter welchen Bedingungen das Anbringen von Abreißzetteln oder anderem geeigneten 
Informationsmaterial (z.B. Aufkleber mit QR-Code und Telefonnummer) an diesen fehlenden 
Standorten möglich und dauerhaft umsetzbar ist. 

3. wo geeignete Orte sind, um das Angebot diskriminierungsfrei auf Männer auszuweiten.  

Auf Grundlage der Prüfungsergebnisse soll der Magistrat dort, wo dies möglich ist, das 
Informationsangebot entsprechend ergänzen und fehlende Hinweise anbringen. 

Darüber hinaus wird der Magistrat beauftragt zu prüfen, 

4. inwieweit ergänzende, gut sichtbare Informationsformate, insbesondere kleine Banner mit der 
Nummer der Hilfetelefone, produziert und im Stadtgebiet eingesetzt werden können. Diese 
Banner sollen an wechselnden, publikumsstarken Standorten, z.B. an Bauzäunen bei städtischen 
Veranstaltungen (Kerb, Vilbeler Markt, Weihnachtsmärkte) sowie im Freibad oder vergleichbaren 
Bereichen, angebracht werden. 

Begründung: 

In verschiedenen städtischen Einrichtungen sind bereits Hinweise auf das Hilfetelefon für Frauen 
vorhanden. Von häuslicher Gewalt sind überwiegend Frauen betroffen ( 73%, Tagesschau) aber auch 
den Anteil an betroffenen Männern mit 27% sollte man nicht vernachlässigen. Ein Angebot für 
betroffene Männer fehlt derzeit und sollte in diesem Zusammenhang ergänzt werden. Durch eine 
standortbezogene Prüfung kann zielgerichtet nachgebessert werden, ohne brandschutztechnische 
oder bauliche Vorgaben zu verletzen. Ergänzende Banner erhöhen zudem die Sichtbarkeit der 
bundesweiten Hilfetelefonnummer im öffentlichen Raum und unterstützen damit die Verfügbarkeit 
eines niedrigschwelligen Hilfeangebots. 

Mit freundlichen Grüßen 

 



 
 

Irene Utter, CDU Mirjam Fuhrmann, SPD  Myriam Gellner  Anja Nina Kramer,  

Tobias Grabo  FDP 

Bündnis90/Die Grünen 




